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'• §2 Erster Teil .40 
. "> • •• ' • ' • • • ' • • '•• 

•F. . - § 2 
Wirtschaftseinheiten 

:(1) Wirtschaftseinheiten sind , V 
1. volkseigene Kombinate, 
2. Volkseigene Betriebe der Kombinate (Kombinatsbe triebe), ' 
3. volkseigene Betriebe, die keinem Kombinat angehören, und vollcseigene Errichtungen, 
4. sozialistische Genossenschaften und ihre rechtsfähigen Betriebe und Einrichtungen, ' 

S 5. Betriebe von Parteien und gesellschaftlichen Organisationen, . 
6. andere Betriebe und Einrichtungen, die staatliche Aufgaben und staaÜicliePlanannagenerhal-

, ten,und 
.7. rechtsfähige sozialistische Gemeinschaften und rechtsfähige gemeinschaftliche Einrichtungen. 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten auchfür staatliche Organe und rechtsfähige staatli­
che Einrichtangen und für Parteien und gesellschaftliche Organisationen sowie deren rechts^ 
Einrichtungen, soweit sie Wirtschaftsverträge abschließen. • ' • )• 

1. Mit dieser Regelung wird die allgemeine Gegen-
stahcUbestimmung des § 1 im Hinblick auf den perso­
nellen Geltungsbereich untersetzt Dabei war die ge­
genüber dem V G .1965 veränderte Organisations­
struktur in der Völkswirtschaft der DDR zu berück­
sichtigen,, wie sie sich w s der Herausbildung Und 
weiteren Festigung der Kombinate ergibt. Das bishe­
rige V G ging davon aus, daß der volkseigene Betrieb 
die grundlegende Wirtschaftseinheit ist und'daß die 
W B als wirtschäftslejitendes Organ in einem Indu­
striezweig wichtige Funktionen im Rahmen des drei­
stufigen Leistungssystems der Volkswirtschaft aus­
übt. Stellung und Aufgaben von Kombinaten beim 
Abschluß-und bei der Erfüllung von Wirtschaftsver­
trägen wurden vom Geltungsbereich des V G 1965 
nicht ausdrücklich erfaßt. Mit dem § 26 der V E B / 
W B - V O (VQ vom 28;. März 1973 über die'Aufga­
ben, Rechte und Pflichten der volkseigenen Betrie­
be, Kombinate und W B , GBL I Nr. 15 S. 129, i. 3. 
F. der ÄndVO vom 27. August 1973, GBL I Nr. 39 S. 

. 405) wurde bestimmt, da&die Kombinate als unmit­
telbar produzierende Einheiten zugleich die ökono­
mischen Führungsaüfgaben des Industriezweiges 
verwirklichen, den sie repräsentieren. Insoweit war 
durch die V E B / W B - V O eine dpn Geltungsbereich 
des V G 1965 ergänzende Klarstellung dahin erfolgt, 
daß die Kombinate anstelle der WB die Führungs­
aüfgaben des Industriezweiges wahrnehmen und in­
soweit die Bestimmungen der §§ 26ff. V G 1965 anzu­
wenden waren. Soweit sie gem. § 30 Abs. 1 VEB/ 

• W B - V O Wirtschaftsverträge abschlössen, fanden 
die Vorschriften über den volkseigenen. Betrieb ent­
sprechende Anwendung. Diese Regelung entsprach 
nicht mehr der Sachlage. Durch die KombinatsVO 
ist die rechtliche Regelung der Wirtschaftsorganisa­
tion in unserer Volkswirtschaft unter den gegenwärr 
tigen Bedingungen erfolgt. Für die Überarbeitung 
des V G 1965 mußte deshalbinsbes.-maßgebend sein,. 
daß die Kombinate als grundlegende Wirtschaftsein­

heiten der materiellen Produktion gesetzlich charak­
terisiert werden. Daraus ergaben sich im Hinblick 
auf den personellen Geltungsbereich des V G Konse­
quenzen in zweifacher Richtung: Einerseits wurde 
die Verwendung eines neuen Oberbegriffs für die 
Partner von- Kooperationsbeziehungen anstelle des 
bisher im V G verwandten Betriebsbegriffs notwen­
dig; andererseits mußte die Aufzählung der Adressa­
ten, für die das V G gilt.'ergänzt werden. Im V G wur­
de demzufolge anstelle des bisherigen Betriebsbe¬
griffs der Oberbegriff „Wirtschaftseinheiten" einge­
führt..Er wird durchgängig im'VG verwandt. Wirt¬
Schaftseinheiten im Sinne des § 2 sind nicht nur volks­
eigene Betriebe, sondern entsprechend der Rechts­
natur der Kombinate sowohl volkseigene Kombinate 
als auch deren Kombinatsbfetriebe. Auf eine geson­
derte Hervorhebung der W B in der Regelung des 
personellen Geltungsbereichs konnte verzichtet wer­
den: Soweit sie oder andere staatliche Organe Auf­
gäben der Wirtschaftsleitung wahrnehmen, gelten 
für sie im Rahmen des^VG die Bestimmungen über 
die Kombinate entsprechend, ohne daß;es insoweit 
einer ausdrücklichen Erwähnung bedarf. Das glei­
che gilt füt ihre; Partnerschaft, bei Koordinierungs-

. vertragen. - - _ • .¬

2.1. Bei der Aufzählung der Wirtschaftseinheiten 
werden an erster Stelle die Kombinate genannt. Sie 
sind in der KombinatsVO charakterisiert als die 
grundlegenden Wirtschaftseinheiten der materiellen 
Produktion, 
- die Bestandteil der- einheitlichen, sozialistischen 

Volkswirtschaft sind und über Fonds des einheit­
lichen staatlichen Volkseigentums verfügen, die 
aus den Fonds der Kombinate und denen dei 
Kombinatsbetriebe bestehen; 

- die juristische Personen sind, die im eigenen Na­
men Verbindlichkeiten begründen und für, ihre 

- Erfüllung haften; 

41 Wirtschaftseinheiten 

- die einen Namen führen, der einen Hinweis auf-
das Volkseigentum enthalten muß; 

- die in das Register der volkseigenen Wirtschaft 
einzutragen Und 

- die einem Ministerium unterstellt sind. 

2;2. Die volkseigenen Betriebe der Kombinate 
(Kombinatsbetriebe) sind die Wichtigsten Beteilig­
ten an zwischenbetrieblichen Leistungsbeziehungen. 
Sie werden in der. KombinatsVO charakterisiert als 
ökonomisch und rechtlich selbständige Einheiten 
der materiellen Produktion oder eines anderen Be­
reichs der VoltawirtsChaft, 
- die berechtigt sind,, im Rahmen der, Rechtsvor-

. . Schriften und des Planes Fonds des einheitlichen 
' • staatliehen Völkseigentums zu bilden^ zu besit­

zen, zu nutzen und über sie zu verfügen'; 
- die juristische Personen sind, die im eigenenNa1 

men Verbindlichkeiten begründen und für ihre 
- Erfüllung haften; 

- die einen Namen führen, der die Bezeichnung 
„VEB" enthalten muß; 

• - die in das Register der volkseigenen Wirtschaft 
eingetragen und in den Produktions- Und Lei¬
tungsprozeß des Kombinats eingeordnet sind und 

, vom Kombinat entsprechend den Erfordernissen 
< der Herausbildung und Festigung des weitgehend 

geschlossenen Reproduktionsprozesses im Kom­
binat geleitet und entwickelt werden.; 

Aufgaben, Rechte und Pflichten sowohl des Kombi­
nats als auch der Kombinä'tsbetriebe bei der Leitung, 
Planung und Durchführung des Reproduktionspro-
zessessind in das Statut des Kombinats aufzuneh-

•2.3. Das V G berücksichtigt die. Existenz volkseige­
ner Betriebe; die keinem Kombinat angehören (vgl. 
auch §'41 Abs. 1 KombinatsVO), wte es z. B. beim 
VEB Deutsche Schallplatten, V E B Staatszirkus der 
DDR, VEB Staatliche Porzellamnanufaktur Mei­
ßen, V E B Reisebüro der DDR sowie bei Betrieben 

• der ortlichen Versorgungswirtschaft und der kom-
.-; munalen Wohnungswirtschaft der Fall iSt.,Das glei­

che gilt für volkseigene Handelsbetriebe und V E B 
der Landwirtschaft, wie z. B. V E G . 
Volkseigene Einrichtungen sind eng mit dem Repro-
dukhonsprozeß'des jeweiligen Bereiches oder Zwei- : 
ges verknüpft und entweder einem Ministerium di­
rekt oder einem wirtschaftsleiteriden'Organ unter­
stellt. Die Forschungsinstitute im Verantwortungs­
bereich der Ministerien sind vor allem mit der Lö­
sung von Aufgaben bei der weiteren Vervollkommr 
nung deä Reproduktionsprozesses und seiner Lei­
tung befaßt; z. B. das Institut für Rationalisierung 
des Produktionsmittelharidels, das Zentralinstitut 
für Verpackungswesen öder das Forischungsinsätut 
für Textiltechnölogie. Die den.wirtschaftsleitenden 
Organen zugeordneten Einrichtungen sind eng_ mit 

dem Reproduktionsprozeß des Zwei 
z. B. das Institut für Schiffbau. Die • 
unterstellten Einrichtungen sind übe 
haltsfinanziert. Sie nehmen in-der M 
schaftlich-technische, Forschungs¬
rurigsaufgaben :für den Industrieber 
zelne Einrichtungen haben Aufsicht! 

Vbefügnisse, die ihnen durch Rechts 
tragen worden sind (z. B. das Ze 
Schweißtechnik, die Stalilberatungs: 
hingen, die nach dem Prinzip der ' 
Rechnungsführung arbeiten, gibt e 
auf der Ebene der wirtschaftsleitend 
S. Lörler/L. Schramm, WR 4/1976; 5 
Sind solche Einrichtungen ökonor 
stisch selbständig, haben sie die Stell 
binatsbetriebes (vgl. § 6 Abs. 1 Kom 
es gelten für sie. die Bestimmungen 
V O für den Kombinatsbetrieb. Sir 
und ökonomisch nicht selbständig, s 
Stellung eines Betriebsteiles mit den: 
ten Bestimmungen (§ 6 Abs. 4, § 30 
Abs. 5, § 33 Abs. 3 KombinatsV 
triebsteile können sowohl beim Ko; 
beim Kombinatsbetrieb oder volksi 
bestehen. ' • 

2.4. Sozialistische Genossenschaft 
zweite Form des sozialistischen Eigi 

' meineigentum werktätiger Kollekti 
Verfassung) dar. Ihre Aufgäben Iie 
auf ökonomischem Gebiet. Sie sind 
deutender Böstandteil des sozial 
scbaftsorganismus,.~Die Konsumgi 
und die VdgB haben gleichzeitig de 
sellschaftlicher Massenorganisation 
sehe Genossenschaften lassen sich 
Produktions-, Handels- und Woh 
senschaften einteilen.' 
- Den bestimmenden Platz innerh 

tionsgenossenschäften nehmen c 
Organisationsform der Bauern 
zur landwirtschaftlichen Großp 
umfassend LPG-Recht,.Lehrb'uc 
Stellung wird bestimmt durch da; 
Musterstatuten (vgl. Beschl. vo 
über die Musterstatuten und Mu 
nungen der LPG Pflanzenprod 
L E G Tierproduktion, GBl. I Nr. 
Die Aufgabenstellung der PGH 
ihrer' spezifischen Stellung im gt 
Reproduktionsprozeß. Vordrini 

,' nen die bessere Versorgung der I 
Dienstleistungen. In geringerem 
gen sie auch Zulieferungen fü: 
Bauwesen. Ihre Rechtsstellung is 

•Musterstatut' der .Produkn'pnsg. 
des Handwerks (Anlage zur VO • 
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bände (§ 14N*PGG), der Vereinigungeri (§ 15/ düng, lediglich die Grundsätze des V G sind zu be* 
LPGG) richtet sra^nach agrarrechtlichen Bestimm achten. In der Regel sind die kooperativen Einrieh-
mungen. Der. Vertrauter die gemeinschaftliche' .tungen und Genossenschaften der Landwirtschaft 
Lösung von Aufgaben findet dafür keine Anwen- rechtsfähig und als juristische Personen registriert . 

.5 74 
AüfgabelKder Kombinate 

und der übergeordneten Organe 
(1) Die Kombinate und die übergeordneten Organe vc^,, 
leisten, daß die Bildung nnd Tätigkeit von Gemeinschaften! 
eben Planentscheidüngen erfolgt. 

(2) Die Teilnahme von Wirtschaftseinheiten an der gememscliafthchen̂ ö̂sung von Aufgaben 
bedarf der vorherigen Zustimmung der Kombinate oder der übergeordneteW)rgane. Die Ent­
scheidung ist innerhalb1 Monats nach Eingang des Znstimmnngsverlangehs zulrefi>n. 

Feinheiten haben zu gewahr-
bereinsthnmung mit den staatli-

(3) Die mit der Geschäftsführung beauftragte. Wirtschaftseinheit ist Verpflichtet, ge 
ihrem übergeordneten Organ Rechenschaft über die Tätigkeit der Gemeinschaft zu legem 

nüber 

1. Das Prinzip des demokratischen Zentralismus be­
stimmt den Organisations-und Leitungsaufbau,den 
Planungsablauf, die Rexsherischaftsleguiig und Kon­
trolle in allen gesellschaftlichen Bereichen, so auch 

• in der Wirtschaft. Gemeinschaften sind in einer dem 
kooperativen-Zweck entsprechenden Form in das 
.vorhandene Leitungs- und Planungssystem einzu­
ordnen; das V G gewährleistet das durch die.Züstim-. 
mungs- und Kontrollrechte übergeordneter Organe. 

.2.1;; Die Zustimmungserklärung ist Wirksamkeits­
bedingung für den Vertrag. DieZustunmuhgen aller 
beteiligten Leitungsorgane.- Kombinate oder über­
geordnete Organe -s ind Vertragsabschlußgrund: 
läge. Die-Erklärungen sind vorher von allen Ver-y 
tragspartnern einzuholen; zur Erleichterung und Be 
schleunigung des Vertragsabschlusses wird eine E/t-
scheidungsfrist von i Monat eingeräumt. 
Obwohl das Zustimmungsverlangen sich ausdrück­
lich nur auf die Beteiligung an der Gemeinschaft be­

zieht, empfiehlt es Sick; das.Leitungsorgan über Ein­
zelheiten der.koöparstiveh Zusammenarbeit zu in¬
formieren, wozu aoeh die beabsichtigte Übernähme ' 
der Geschäftsführung gehört. Beächte: Nicht der 
Vertragsinhaly sondern die Beteihgungserklärung 
ist zustimmungsbedürftig. ••••••• 
2.2, Die'Gemeinschaft ist nicht selbständiger Adres­
sat staatlicher Planentscheidüngen. Die Einbezie­
hung fcyGe Planung, Rechenschaftslegung und Kon-
trplle«folgt gemeinschaftsbezogen im Rahmen der 
staatlichen Leitung und Planung des jeweiligen Be-
trisfces als Partner der Gemeinschaft. Die Gemein-
ämaftsarbeit insgesamt wird im Rahmen der Re¬

, ihenschaftsleguhg des mit der Geschäftsführung be­
auftragten Leitbetriebes, gemäß den Grundsätzen • 
des einheitlichen,Systems über Rechnungsführung 
und Statistik mindestens in bezug auf die Finanzie­
rung und Stellenpläne kontrolliert. Hauptbuchhalter 
und Planungsleiter des Leitbetriebes üben bezüglich 
der Gemeinschaft staatliche Kontrollbefugnisse aus. 

- ' §.75 "•• 
Leitung der Gemeinschaft 

(1) Die Zusammenarbeit in der Gemeinschaft hat auf der Grundlage der kollektiven Willensbil­
dung der beteiligten Wirtschaftseinheitenzu erfolgen. 

(2) Zur Leitung de/Znsammenärbeit können die Wulschaftseinheiten einen Rat bilden, in dem' 
sie gleichberechtig/vertreten sind. Der Rat beschließt über alle wesentlichen Fragen zur Realisie­
rung der im Vertrag vereinbarten Aufgaben. Die Beschlüsse des Rates verpflichten alle Partner, 
die den darin enthaltenen Festlegungen zugestimmt haben. 
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(3) DtÂ armersoUenemederbeteUigten Wirtschaftsemheitenmitder Geschäftsfuhi 
tragen. Dl>Anfgaben, Rechte und Pflichten der beauftragten Wirtschaftseinheit einscl 
rer Volhnachtavzur Vertretung der Gemeinschaft im Rechtsverkehr sind im Vertrag z 
reu. Diebeaulnraĝ B̂ htschaftseinheitist verpflichtet, gegenüber den anderen Partnei 
Tätigkeit RechenschafKrai legen. 

1. Die Gemeinschaft wird nach dem^SoJegialprin-
zip und nicht nach den Grundsätzen "derSjnzellei-
tung geleitet. Um aher der notwendigen ReaJcÜQns-; 

. fähigkeit .innerhalb der Wirtschaft zu entspreche' 
hat sich ein Wechselverhälttis' zwischen kollektiver^ 
Willensbildung in wesentlichen Fragen und ge¬
schäftsfuhrenden Entscheidungen in operativen Fra­
gen herausgebildet. 

2.1. Absolute Gleichberechtigung der Partner, be­
stimmt die kollektive Willensbildung.- Mehrheitsent­
scheidungen sind unzulassig.deshalb sind, kollektive 
Entscheidungen nur im Rahmen der ausdrücklich, 
abgegebenen Zustimmungserklärung für den jewei­
ligen Partner bindend. Das V G orientiert auf diekol*. 
lektive Willensbildung im Rat als Leitungsorgan der 
Gemeinschaft,/macht aber die Bildung,des Rates.-
nicht zur Pflicht. Seine Bildung ist zweckmäßig, 
wenn sich eme größere Zahl von Betrieben überläny 
gere Zeit.an der Gemeinschaftsarbeit beteiligt. ; 
.Kooperationsrat, der m größeren Zeitabstäiyfen 
tagt, arbeiten in der Regel leitendeMifarbeite-^mäu-
fig Direktoren, zusammen. Über den Rat werden ne­
ben der Losung der Grundfragen vor. allen/die de­
mokratischen Imtiativen der beteiligten Arbeitskol¬

; lektive in den Betneben koordiniert unef die politi-: 
sehe Führungstätigkeit der Partei gewährleistet. Be­
auftragte der Gewerkschaft und/faderer, gesell­
schaftlicher Organisationen können mit beratender 
Stimme mitwirken. . 

. 2,2. Die Geschäftsfümimgsga einem fachlich geeig­
neten, leistungsfähigen P/frtnerbetrieb entweder 
durch Festlegung im Vertrag oder durch. Ratsbe-' 
schluß übertragen-werden. Dieser Leitbetrieb ver-

;tntt als junstische Berson die Gemeinschaft irh 
Rechtsverkehr nachten allgemeinen Grundsätzen 
der KombmatsVOAind des V G . Die Gemeinschaft 
ist organisaüonstechthch Bestandteil des Leitbetrie­

bes. Die vom V G besonders gerege 
macht" des Leitbetriebes ist bezügli< 
wirkuhgen'nach außen so auszulegen 
heit im Rechtsverkehr die uheingesc 
(Jung des § 3 0 KojribiöatsVO i. V. 1 
lahgL Handeln des Leitbetriebes ob 
macmSer Gemeinschaft bindet dem 
I^tbetnefeMängel haben nur inr 
meinschaft gbgenübef den Partne 
Wü-kung'en,^ÖM^!egenüberX>rittei 

- 2.3, DieAerausbüdüngbioes relati 
vom Lflitbetrieb äbgesonderita Le 
widerspricht dem Gemeinscha 
schäftsführung der Gemeinschaft7! 
de/Leitbetriebes in Verbindung mi 

sen.Tätigkeit auf der Grundlage ex 
'gen im Funktionsplan ausgeübt.wi 
Unterstützung können Arbeitsgruf 
beitem der beteiligten Betriebe tätig 
bei der.territorialen Ratiönalisieru 
Hauptmechanik, Materialökonomie 
tik, Neuererwesen. 

3. Für Investitionsgemeinschaften g 
heiten: " 
-. , Der'.Vertrag ist durch übergeorc 

bestätigen (Ziff. 4 Richtlinie yon 
1972 über gemeinsame Investitio 

. 59 S. 642). ' 
— .DieGeschäftsführurig wirddu« 

auftraggeber wahrgenommen, c 
der 'Gememschaftsirivestitiori r 

- bereits bestehender, volkseigene 
.geberbetrieb sein kann. Mit ihm 
ter .Geschäftsbesorgungsvertrag 
(Abschh.rZiff. 5 Richtlinie über 
vestitionen, a. a. O.). 

;§76 ' . ' • • . . . ' • 
Finanzierung 

(1) Soweit nichts anderes vereinbart wird, erfolgt die Finanzierung durch die Wirtsch 
ten zu gleichen Teilen. 

(2). - Die Bildung gemeinschaftlicher Fonds ist unzulässig. Bei gemeinschaftlichen Inves 
die Fondsinhaberschaft einer der beteiligten Wirtschaftseinheiten zu übertragen. Die V 
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einheit ist Verpflichtet, den anderen an der. Gemeinschaft beteiligten Wirtschaftseinheiten die öko­
nomische Nutzung der/gemeinschaftlichen Investition entsprechend den Zielen des Vertrages zu 
gewähren; 

(3) Für Leistungen zwischen den Partnern der Gemeinschaft sind die gesetzlichen Preise anzu­
wenden. Diesgilt auch für Leistungen im Rahmen der Nutzung gemeinschaftlich finanzierter Inve­
stitionen. Die Partner können Vereinbarungen über eme Gewinnbeteiligung treffen. 

1. Als nicht rechtsfähige Einheiten haben die 
Gemeinschaften keine Vermögensrechtsfähigkeit. 
Fondsbildung und -Verwendung sind ökonomisch 
nicht möglich Und zur Gewährleistung der Unantast­
barkeit Von Volkseigentum verfassungsrechtlichVer-
botftn. Alle vermögensrechtlichen Beziehungen wer­
den vom geschäftsführenden Betrieb im Rahmen sei­
ner Fondsbefugnisse ausgeübt 

2.1. Die Gemeinschaftsarbeit wird im Rehmen der 
Kostenplanung und -rechnung des Leitbetriebes hin­
sichtlich der anfallenden personellen und sachlichen 
Kosten finanziert. Die tätsächlich entstandenen Ko­
sten werden zu gleichen Teilen auf die an der Ge­
meinschaft beteiligten Betriebe"verteilt; Im Vertrag 
können andere Anteile oder Finanzierungsgrundsät-
zefestgelegt werden. Erfprgt das nicht, dann entsteht 
in Höhe des jeweiligen Anteils kraft Gesetzes ein ' 
Zahlungsanspruch. Voraussetzung ist die Kosten­
nachweispflicht des die Zählung fordernden Leitbe­
triebes.' • - ' 

2.2. Für wirtschaftliche Leistungen Innerhalb der' 
Gemeinschaft sind auf der Grundlage von Wirt­
schaftsverträgen die für die jeweilige Leistung; ge­
setzlich gültigen Preise zu zahlen. Die teilweise ge­
übte Praxis, sogenannte kostendeckende Preise ab­
weichend vom gesetzlichen Preis zu vereinbaren, ist 
nicht zulässig, jedoch kann die anteilige Auszahlung 
von Gewinnen vereinbart werden: Das ist insbes. bei 
der anteiligen Nutzung von Grundmitteln der Fall, 
die durch Gemeinschaftsinvestitionen geschaffen 
wurden. Das Nutzungsentgelt richtet sich nach der 
A O vom 30: Dezember 1982 über die Berechnung 
und Zahlung von Nutzungsentgelt für Grundstücke 

und Grundmittel (GBl. 11983 Nr. 3 S. 25). Grund-
• sätzlich kein Nützungsentgeit ist zu vereinbaren bei 
der. Nutzung oder Mitnutzung von Grundstücken 
und Grundmitteln staatlicher Organe und staatlicher 
Einrichtungen durch andere staatliche Organe oder 
staatliche Einrichtungen, die dem gleichen zentralen 
oder örtlichen Staatsorgan unmittelbar unterstehen 
(§ 5 dieser AO). 

2.3. Durch gemeinsame Investitionen geschaffene 
Grundmittel sind Volkseigentum. Ausgenommen 
sind Anteile gesellschaftlicher Organisationen, sie 
sind, besonders .in der Grundmittelrechnung auszu» 
weisen. (Äbsehn. I Ziff. 7 Richtlinie über gemeinsa­
me Investitionen, a. a. O ) , Die Fondsinhaberschaft 
ist grundsätzlich dem beteiligten Partner zu ubertra­
gen, der für die Leitung und Unterhaltung der Ge­
meinschaftseinrichtung die besten Voraussetzungen 
besitzt. Im Bereich der sozialen Infrastruktur sind, 
das Einrichtungen oder Betriebe der Gebaudewirt-
schaft; des. Gesundheitswesens, des Handels sowie 
der Energiewirtschaft. Die durch die .Gemeinschaf t 
geschaffenen Grundmittel sind durch den Fondsin­
haber im vollen Umfang zu aktivieren und in der 
Grundmittelrechnühg'auszuweisen. Er ist zur Zah­
lung der Grundfondsabgabe verpflichtet.. 

2.4. -Durch Pflichtverletzungen einesbeteiligten Be­
triebes der Gemeinschaft entstandene Schäden, z. B, 
durch mangelhafte oder nichtrechtzeitige Bereitstel­
lung von Grundmitteln oder mangelhafte oder nicht 
rechtzeitige Erbringung materieller Leistungen, un-, 
terliegen nach § 105 Abs. 3 der Schädenersatzpflicht; 
Vertragsstrafen finden keine Anwendung. 

-, - §77 ' - ' • ' 
- Beendigung der Zusammenarbeit 

(1) Die Zusammenarbeit zur gemeinschaftlichen Lösung von Aufgaben, endet, Wenn der im Ver¬
trag vereinbarte Zweck erreicht ist oder die im Vertrag vereinbarten Bedingungen für die Beendi­
gung der Zusammenarbeit eingetreten sind. 

(2) Die Zusammenarbeit ist durch Aufhebung des Vertrages zu beenden, wenn die Aufgaben 
und Ziele der Gemeinschaft nicht mehr in Übereinstimmung mit den volkswirtschaftlichen Erfor­
dernissen stehen. Dies gilt für das Ausscheiden eines Partners entsprechend. 
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(3) Ein Partner kann seine Mitwirkung an der gemeinschaftlichen Lösung von A 
den, wenn dadurch die Wetterführung der. Gemeinschaft nicht behindert wird. Die ] 
darf der Zustimmung der anderen Partner; es sei denn, daß im Vertrag ein Kündig 
einbart wurde. 

1. Die.für die Gemeinschaft allgemein gültige Ge¬
staltungsfreiheit-gut auch für die Beendigung. Die 
vertragliche Zusammenarbeit endet, wenn der ver¬

. embarte Zweck erreicht ist. Die Stabilität der Ge­
meinschaf t darf durch einseitige Interessenwahrneh¬
mung einzelner [Partner nicht gefährdet werden. 
Deshalb, unterliegt das Kündigungsrecht erschwer­
ten Bedingungen. ' -

2.1. Für den Vertrag über die gemeinschaftliche Lö­
hsüng von Aufgäben findet der allgemeine Grundsatz 
der partnerschaftlich übereinstimmenden Willenser­
klärung bei Vertragsbeendigung gem. § 78 Anwen­
dung. \ . 
Vertragsaufhebung und Ausscheiden eines Partners 
unterliegen gesamtgeseUschaftlichen Erfordernis­
sen Bei fehlender Ubereinstimmung des Geineirr-
Schafts zwecks mit den volkswirtschaftlichen Anfor­

derungen ist der Vertrag ganz c 
dem oder aufzuheben. Der eir 
der Gemeinschaft ist nur zulässij 
schaftsarbeit nicht gefährdet wii 
Ein gesetzliches Kflndigungsrec 
hen; die Kündigung kann jedoch 
gemeinschaftliche Lösung von J 
werden. 

2.2. Wurden finanzielle oder r 
teilig in die Gemeinschaft eihg 
Austritt kein finanzieller Aüsgl 
lüngsanspruch. Der abgelöste 
ist beim austretenden'Betrieb z 
auszubuchen. Die in den Selbst 
Beträge sind nicht plänbar un 
(vgl. Abschn. I.Ziff. 9 Richtlin 
Investitionen; ä. ä. O.).' 

- " -5. Kapitel 

Änderung und Aufhebung der Wirtschaftsverträge ' 
- * - ' 

Voraussetzungen 

(1) Die Partner haben den Wirtschaftsvertrag zu ändern oder aufzuheben, wem 
schaftlicheh Interesse notwendig ist. Das gilt insbesondere; wenn 
1. sich im Prozeß der Planung und der Plandurchführung volksvnrtschaftlkh effel 

keiten der Erfüllung der Pläne, ergeben, . ' 
2. eine vom Wirtschaftsvertrag abweichende, für beide Partner verbindliche st* 

Scheidung getroffen wurde, , 
3. Entscheidungen gemäß §24 Abs. 3 getroffen wutden, 
4. eine Änderung des Bedarfs eingetreten ist oder 
5. - die Änderung oder Aufhebung des Vertrages in Rechtsvorschriften vorgesehe 

(2) Die Änderung oder'Aufhebung hat unverzüglich nach Vorliegen der dafüi 
Voraussetzungen zu erfolgen. Auf die Änderung oder Aufhebung der Wirtschaft! 
im übrigen #28 Absätze.1,3 und 4 and die §§ 29 6is 31 entsprechende Anwendun 

1. Die Regelung über die Wirtschaftsverträge muß 
der Dynamik.; der- wirtschaftlichen Entwicklung 
Rechnung tragen. Die Wirtschaftsverträge sind des­
halb ständig an die volkswirtschaftlichen Erforder­
nisse-anzupassen. Entsprechen die Wirtschaftsver­
träge nicht mehr den Bedingungen, sind sie zu än­
dern oder aufzuheben. Veränderte Bedingungen 
können bereits bei der Ausarbeitung des Planes auf­

treten, wenn z. B. die staatlic 
staatlichen Aufgabe hinsichtlic 
Ziffern abweicht, öder währen 
rang neue InvestitiönseUtschei 
werden; Die Ursache für die A) 
büng der Wirtschaftsverträge k.' 
lcdhaften Verhalten der Wirtscl 
z. B. fehlerhafte.Ermittlung de 


